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�Der Mieterverein Stuttgart
zeigte sich zu Jahresbe-

ginn entsetzt über Äußerungen
aus dem Stuttgarter Rathaus,
vom festgelegten Wohnungs-
bauziel im Rosensteinquartier
abzurücken: „Es war bislang
Konsens, dass durch das Projekt
Stuttgart 21 einerseits die Park-
landschaft um 20 Hektar Fläche
wachsen soll, andererseits wei-
tere 80 Hektar der ehemaligen
Bahnflächen dem Wohnungs-

bau zugutekommen sollen.
Wenn die CDU-Fraktion nun von
diesem Konsens abrückt, so ent-
täuscht sie die Unterstützer des
Stuttgart-21-Projekts“, erklärte
hierzu Mietervereinschef Rolf
Gaßmann.
Denn bereits heute fehlen in
Stuttgart circa 15.000 Wohnun-
gen. Allein durch Arbeitszuwan-
derung (ohne Flüchtlinge)
nimmt der Wohnungsmangel je-
des Jahr um weitere 2.000 Woh-

nungen zu. Die Wohnungsbau-
unternehmen beklagen überein-
stimmenddengroßenMangelan
geeigneten Grundstücken.
„Stuttgart braucht die verspro-
chenen S-21-Flächen fürmindes-
tens 7.500 Wohnungen drin-
gend“, so Gaßmann. Dazu solle
der Gemeinderat für die Bürger-
beteiligung eine klare Absichts-
erklärung machen. Das Rathaus
solle auch festlegen, dass die
Hälfte der neu zu bauenden

Matthias Bauer
im Ruhestand
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Rosensteinquartier:

Wohnungsbau darf nicht zu kurz kommen

Maklerverband veröffentlicht
unzulässige Mietpreisübersicht

�Über 40 Jahre war Rechts-
anwalt Matthias Bauer in

derBeratungdes StuttgarterMie-
tervereins tätig.Höchst engagiert
und immer freundlich nahm er
sich der Angelegenheiten der
Mitglieder an und vertrat diese
auch, zumeist erfolgreich, vor
den Stuttgarter Gerichten. Zu Be-
ginn des Jahres beendeteMatthi-
as Bauer seine Beratungstätig-
keit. Sein qualifizierter Rat wird
vielen Mitgliedern fehlen. Den
Mitarbeitern des Mietervereins
bleibt sein sonniges Gemüt in
bester Erinnerung: Auch an trü-
benTagen zählte die Sonnenbril-
le auf der Stirn zu seinem Outfit.
RechtsanwaltBauerwirddie ihm
übertragenenMandateselbstver-
ständlich zuEnde führen.
Mietervereinschef Rolf Gaß-
mann bedankte sich im Namen
des Mietervereins zum Abschied
mit einemWerkzeugkasten: „Sie
werden nun endlich Zeit haben,
Ihre vier Wände in Ordnung zu
bringen!“ �

� In einer Ende Januar 2016
veröffentlichten Preisüber-

sicht für Stuttgart gibt der Mak-
lerverband für eine Altbauwoh-
nung mit guter Ausstattung und
vorteilhafter Lage einen Miet-
preisvon12,40EuroproQuadrat-
meter an. „Solche Marktmieten
sind in Stuttgart nicht mehr zu-
lässig“, erklärte hierzu Mieter-
vereinschef Rolf Gaßmann. Da
seitNovember2015dieMietpreis-
bremse in Stuttgart gilt, dürfen
Wiedervermietungsmieten nur
maximal zehn Prozent über der

ortsüblichenVergleichsmiete lie-
gen. Die Vergleichsmiete für eine
solche Wohnung beträgt laut
Mietspiegel 8,80 Euro pro Qua-
dratmeter. Zulässig bei Wieder-
vermietung wären damit 9,70
Euro, nicht aber 12,40Euro.
Der Mieterverein hält es für un-
verantwortlich, dass der Makler-
verband nicht auf die neuen ge-
setzlichen Schranken für die
Miethöhe bei Neuabschluss von
Mietverträgenhinweist.
Die Mietpreisbremse gibt den
Mietern das Recht, bei nach dem

1. November 2015 abgeschlosse-
nen Mietverträgen die Herabset-
zung der Miete auf den gesetz-
lich zulässigen Wert zu verlan-
gen. Das Gesetz sieht von der
neuen Obergrenze nur wenige
Ausnahmen vor, so etwa bei um-
fassender Modernisierung der
Wohnung. Der Mieterverein be-
rät seine Mitglieder bei der Be-
rechnung der zulässigen Miete
und bei der Formulierung des
notwendigen Briefes an denVer-
mieter zur Herabsetzung des
Mietpreises. �

Wohnungen im bezahlbaren Be-
reichentstehenmüsse.Nurdann
werde das neue Wohngebiet bei
den Stuttgarter Bürgern auf Ak-
zeptanz stoßen, stellt derMieter-
verein fest. �

Änderungen bei der Rechtsschutzrichtlinie
� In den letzten Jahren haben sich die Rechtsanwalts- und Gerichtsgebühren deutlich erhöht. So
kann einRäumungsprozess heute durchaus dasDoppelte kostenwie vor zehn Jahren. Bei einer vor
Gericht ausgetragenen und verlorenen Eigenbedarfskündigung fallen bereits Gesamtkosten von
5.400 Euro an (AnnahmeMonatsmiete 1.000 Euro). Damit diese enormen Kostensteigerungen et-
was aufgefangen werden können, hat der Vorstand des Mietervereins Stuttgart Änderungen der
Rechtsschutzrichtlinie zum 1. Mai 2016 beschlossen: Für alle nach dem 30. April beantragten Fäl-
le erhöht sich die Selbstbeteiligung um 100 Euro. Die Selbstbeteiligung beträgt also grundsätzlich
200 Euro. Für Rechtsschutzfälle, deren Ursache fünf Jahre nach Beitritt zum Mieterverein eintritt,
beträgt die Selbstbeteiligung nur 100 Euro.
Auch soll zukünftig das Führen einer Vielzahl von Prozessen begrenzt werden. Der Mieterverein
übernimmt für jeden Mieterhaushalt grundsätzlich nur noch die Kosten von bis zu drei Prozessen.
Über Ausnahmen von dieser Drei-Fälle-Regel entscheidet der Vorstand im Einzelfall. Durch Fehl-
verhalten desMieters selbst verursachte Kündigungen (zumBeispiel beiMietrückständen oder Be-
leidigungen des Vermieters) sind weiterhin von einer Kostenübernahme ausgeschlossen.
Durch die Anhebung der Selbstbeteiligung wird die Finanzierbarkeit der Prozesskostenerstattung
für alle Mitglieder auch in Zukunft gesichert. Sie hilft den Mietern, ihre Rechte notfalls vor Gericht
durchzusetzen, falls eine gütliche Einigung mit dem Vermieter nicht möglich ist.
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Nach telefonischer Voran-
meldung unter 07 11/2 10
16-12 und 2 10 16-0 können
Sie sich beraten lassen:

� in der Geschäftsstelle,
Moserstraße 5
(Parkmöglichkeit Parkhaus –
Staatsgalerie – oder Halte-
stelle Staatsgalerie, Bus 42,
U1, U2, U4 und U9)
� in Bad Cannstatt
im Kursaal, Königsplatz 1,
Daimlerzimmer
14.00 bis 18.00 Uhr
JEDENMONTAG
� in Filderstadt-
Bernhausen
in der Martinstraße 5,
Bürgerbüro, Eingang im
Untergeschoss, Ecke
Martinstraße/
Johannesstraße
15.00 bis 18.00 Uhr
JEDEN DIENSTAG
� in Ditzingen
im Haus der Vereine (Fuchs-
bau), Leonberger Straße 39,
Zimmer 35,
(3. Stock)
14.00 bis 17.00 Uhr
JEDEN DIENSTAG
� in Leonberg
im neuen Rathaus, Belforter
Platz 1, Eingang vom
Parkplatz, 1. Raum rechts
13.00 bis 17.00 Uhr
JEDEN FREITAG
� in Stuttgart-Rohr
Vereinshaus Rohr, Alte Roh-
rer Schule, Egelhaafstraße 1,
Raum 1
9.00 bis 12.00 Uhr
JEDEN DIENSTAG
Rechtsberatung am Telefon:
2 10 16-0
Kurze Fragen: Montag bis
Donnerstag von 8.30 bis
12.00 Uhr und 13.00 bis
18.00 Uhr sowie Freitag von
8.30 bis 13.00 Uhr
Energieberatung am
Telefon: 63 63 585
20. April, 25. Mai sowie
8. und 22. Juni 2016 jeweils
von 14.00 bis 15.00 Uhr
Unser Faxanschluss:
07 11/2 36 92 23
Unsere E-Mail-Adresse:
info@mieterverein-stutt-
gart.de

Rechtsberatung
in Ihrer Nähe

� FürPatriciaG. sind ihrebei-
den kleinen Hündchen

treue Begleiterinnen innerhalb
und außerhalb der Wohnung im
Stuttgarter Süden. Weder gingen
vondemZwergpinscherunddem
Mischlingshündchen Gebell
noch andere Belästigungen für
dieMitbewohneraus.Zudemhat-
te die Mieterin die Genehmigung
fürdieHaltungeinesHundes.
Umso überraschter war Patricia
G., als siedie fristloseKündigung
der Vermieterin erhielt. Sie er-
hieltHilfeundRechtsschutzvom

MietervereinStuttgart.Mieteran-
walt Ulrich Weiss führte vor Ge-
richt an, dass die alleinstehende
Mieterin auch wegen ihrer Er-
krankungen auf die Hündchen
angewiesen sei und zudem von
diesen keinerlei Störungen aus-
gingen.
Auch das Amtsgericht hielt die
fristlose Kündigung für überzo-
gen. Zwar ließ das Gericht offen,
ob die Mieterin einen zweiten
kleinen Hund halten dürfe. Eine
mögliche Pflichtverletzung be-
rechtige jedoch die Vermieterin

nicht zur fristlosen Kündigung,
denn „die Schwelle der Beein-
trächtigung ist indiesemFallviel
zu gering“. Wolle die Vermiete-
rin ihre Beeinträchtigung durch
die Haltung des zweiten Hundes
unterbinden, so könne sie auch
auf Unterlassung klagen. Unzu-
frieden mit dem Urteil legte die
Vermieterin gegen das Urteil Be-
rufungein,hatte jedochauchvor
dem Berufungsgericht keinen
Erfolg. Mieterin Patricia G. er-
freut sich weiterhin ihrer beiden
putzigenHündchen. �

Wegen kleinem Hund gekündigt

� Seit Beginn dieses Jahres
ist der Leerstand vonWoh-

nungenunddiegewerblicheUm-
nutzung von Wohnungen nicht
mehr erlaubt. Bis Ende Februar
waren bereits 50 Anzeigen beim
zuständigen Baurechtsamt ein-
gegangen. Hierunter versteht
man Hinweise aus der Bevölke-
rung auf Wohnungsleerstand

oder illegale Ferienwohnungen.
Unter anderem bot eine Vermie-
terin ein 28-Quadratmeter-
Apartment für 950 Euro Miete im
Monat als Ferienwohnungan, al-
so für 34EuroproQuadratmeter.
Leider wird die Stadt ihre Arbeit
in Sachen Zweckentfremdungs-
verbot erst im Frühjahr richtig
aufnehmen können. Erst dann

sind die beiden Stellen auch be-
setzt, die sich hauptamtlich mit
der Zweckentfremdungbefassen
sollen.
Wenn Sie selbst Wohnungsleer-
standoderUmnutzungvonWoh-
nungenderStadtmeldenwollen,
dann schreiben Sie an folgende
Mailadresse: poststelle.zweck-
entfremdung@stuttgart.de �

Zweckentfremdungsverbot zeigt Wirkung

Schlusslicht beim Wohnungsbau
�Aus einer Untersuchung

der Hochtief Projektent-
wicklung GmbH geht hervor,
dass Stuttgart auch 2015 beim
Wohnungsbau das Schlusslicht
unter den sieben größten Städ-
tenDeutschlandswar. In derUn-
tersuchung wurden die im Jahre
2015 fertiggestellten Quadratme-
ter Wohnfläche pro Einwohner
verglichen. Danach landete

Stuttgart mit 0,14 Quadratmeter
proKopfaufdemletztenPlatz. In
Frankfurt und Düsseldorf wurde
dreimal so viel Wohnfläche ge-
baut. Auch in Berlin, Hamburg
und München entstanden pro
Einwohner 60 Prozent mehr
Wohnfläche.
Mietervereinsvorstand Daniel

Compolieti nennt den viel zu
niedrigen Stuttgarter Woh-
nungsbau als „Hauptursache für
explodierendeMieten“. Denn al-
lein durch Arbeitszuwanderung
steige der Bedarf in Stuttgart
jährlich um 3.500 Wohnungen,
wogegen nur 1.500 Wohnungen
neuhinzukämen. �

Bauprogramm endlich vorlegen
�Die Preise fürsWohnen in Stuttgart bewegen sichweiterhin steil nach oben. So erhöhten sich die
Kaufpreise für neu gebaute Eigentumswohnungen von 2005 bis 2015 um 86 Prozent. Der Neubau
bezahlbarer Mietwohnungen ist folglich das Gebot der Stunde.
Die „Zeitstufenliste Wohnen“ der Stadt Stuttgart legt fest, wo neue Wohnungen gebaut werden
könnten. Danach besteht zwischen 2015 und 2020 ein Potenzial von mindestens 2.500 neuen
Wohnungen pro Jahr. Doch immer wieder ergeben sich Hemmnisse bei der Bebauung dieser Flä-
chen. Nun fordert die SPD-Gemeinderatsfraktion von Oberbürgermeister Fritz Kuhn, das bereits
für Mitte 2015 angekündigte Wohnungsbauprogramm für die nächsten Jahre endlich vorzulegen.
Dadurch soll dasWohnungsbaupotenzial so schnell und effektiv wie möglich für die Bebauung be-
reitgestellt werden. Das Programm sollte auch aufzeigen, wie Entwicklungshemmnisse einzelner
Wohngebiete beseitigt werden können.


